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THEMA DES MON ATS  

Europäische Allianz für Wohnraum nimmt Arbeit auf 

Mit der Europäischen Allianz für Wohnraum hat die Europäische Kommission eine neue Plattform ge-

schaffen, um die Zusammenarbeit zur Bewältigung der Wohnraumkrise in Europa zu stärken. Das erste 

Treffen der Allianz fand am 19. Juni 2026 in Brüssel unter dem Titel „From Principles to Practice“ statt. 

Mehr als 120 Teilnehmende waren vor Ort, rund 700 weitere nahmen online teil. Diskutiert wurden Erwar-

tungen an die Allianz, praktische Bedarfe für ihren weiteren Aufbau sowie prioritäre Themen für die künftige 

Zusammenarbeit. Im Fokus stand die Frage, wie die Ziele des Europäischen Plans für erschwinglichen 

Wohnraum in konkrete Maßnahmen übersetzt werden können – etwa durch gemeinsame Prioritätenset-

zung, politische Abstimmung und den Austausch guter Praxis zwischen den verschiedenen Ebenen.  

Die Allianz ist ein zentrales Element des Europäischen Plans für erschwinglichen Wohnraum und soll 

Mitgliedstaaten, Regionen, Städte, EU-Institutionen sowie wohnungswirtschaftliche und zivilgesellschaftli-

che Akteure zusammenbringen. Ziel ist es, Erfahrungen und bewährte Praktiken stärker zu bündeln, von-

einander zu lernen und lokale, regionale und nationale Maßnahmen auf europäischer Ebene besser zu 

koordinieren. Die Kommission betont dabei, dass die Zuständigkeit für Wohnungspolitik weiterhin in erster 

Linie bei den Mitgliedstaaten sowie der regionalen und lokalen Ebene liegt; die Allianz soll diese Aktivitäten 

unterstützen und sichtbar machen.  

Die Arbeit der Allianz beruht auf vier Kernprinzipien. Erstens soll das Prinzip der Subsidiarität gewahrt und 

zugleich der Mehrwert von Multi-Level-Governance genutzt werden. Zweitens setzt die Allianz auf Offen-

heit, inklusive Beteiligung und transparente Arbeitsweisen. Drittens soll sie flexibel, anpassungsfähig und 

inhaltlich fokussiert arbeiten und bestehende Formate ergänzen, ohne diese zu duplizieren. Viertens ver-

bindet die Allianz politische und fachliche Zusammenarbeit und soll europäische Politik stärker mit den 

Realitäten vor Ort verknüpfen. Ab 2027 ist zudem ein europaweites Lernprogramm mit Mitgliedstaaten, 

Städten, Wirtschaft und Nichtregierungsorganisationen vorgesehen.  

Die Mitgliedschaft steht Organisationen offen, die an wohnungspolitischen Fragen arbeiten oder entspre-

chende Interessen vertreten. Dazu zählen unter anderem Mitgliedstaaten, Regionen, Städte, kommunale 

Spitzenverbände, Wohnungsunternehmen, Finanzinstitutionen, Fachverbände, Mieter- und Eigentümeror-

ganisationen, Genossenschaften sowie weitere Stakeholder. Nach Angaben der Kommission hatten bis 

zum Auftakttreffen bereits mehr als 650 Organisationen ihr Interesse an einer Beteiligung erklärt; die Re-

gistrierung bleibt fortlaufend möglich. Damit wird die Allianz nicht nur zu einem neuen Austauschformat, 

sondern auch zu einem wichtigen Arbeitsrahmen für die Umsetzung der europäischen Wohnungspolitik.  

Die Kommission will die weitere Arbeit der Allianz voraussichtlich in thematischen Arbeitsgruppen organi-

sieren, die Ergebnisse in die Sitzungen einbringen sollen. Die Arbeit der Allianz hat zwar offiziell im Juni 

2026 begonnen, sie wird aber erst im Jahr 2027 vollumfänglich arbeitsfähig sein. 

Wichtig für die Allianz wird die Konsultation zum Vereinfachungspaket „Wohnen“ der EU-Kommission sein. 

Die Ergebnisse der Konsultation sollen in die Arbeit der Allianz einfließen. Ferner ruft die EU-Kommission 

weitere interessierte Stakeholder auf, sich für die Allianz zu registrieren. Weitere Informationen und die auf 

der Auftaktveranstaltung gezeigten Präsentationen finden sich auf der Webseite. (dv, gdw) 

 

 

 

https://housing.ec.europa.eu/european-housing-alliance_en
https://housing.ec.europa.eu/document/756915b5-d1b1-4bde-ac82-03532d2d3d90_en
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/European_Housing_Alliance
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/European_Housing_Alliance
https://housing.ec.europa.eu/european-housing-alliance_en
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AKTU ELLES AU S POLITIK UND  GESETZGEBUNG  

Irische Ratspräsidentschaft: Programm und Pri-

oritäten  

Zum 1. Juli 2026 hat Irland die EU-Ratspräsident-

schaft von Zypern übernommen. Das Programm der 

irischen Ratspräsidentschaft steht unter dem Leit-

motiv „Strength with unity“ und setzt die Schwer-

punkte auf Wettbewerbsfähigkeit, europäische 

Werte und Sicherheit. Ein besonderer Fokus liegt 

auf der Umsetzung der One Europe, One Market 

Roadmap sowie auf der Weiterentwicklung zentraler 

Legislativvorhaben. 

Ein wichtiges Vorhaben ist die Fortführung der EU-

Vereinfachungsagenda. Die Ratspräsidentschaft 

will die Verhandlungen zu mehreren Omnibus-Pake-

ten voranbringen und dabei den Schwerpunkt auf 

eine kohärentere und effizientere Regulierung le-

gen. Im Steuerbereich soll insbesondere das Verein-

fachungspaket „Steuern“ behandelt werden, das 

mehrere Unternehmenssteuerrichtlinien, darunter 

die Anti Tax Avoidance Directives (ATAD), überar-

beiten und Verwaltungs- sowie Compliance-Auf-

wände verringern soll. 

Auch im Bereich der Finanzpolitik stehen Wettbe-

werbsfähigkeit und Bürokratieabbau im Vorder-

grund. Im Rat will Irland die Verhandlungen zur 

Savings and Investments Union weiter vorantreiben, 

unter anderem durch Fortschritte beim Market In-

tegration and Supervision Package, bei der Überar-

beitung des Verbriefungsrahmens sowie bei der Re-

form der Sustainable Finance Disclosure Regulation 

(SFDR). Gleichzeitig soll die Wettbewerbsfähigkeit 

des europäischen Bankensektors gestärkt werden. 

Daneben setzt Irland weitere wichtige Akzente: Die 

Verhandlungen über den Mehrjährigen Finanzrah-

men (MFR) 2028–2034 sollen entscheidend voran-

gebracht werden. 

Für den Bereich Wohnen kündigt Irland an, die Ar-

beit am European Affordable Housing Plan weiter 

voranzubringen und dabei insbesondere den ge-

planten Affordable Housing Act sowie den Construc-

tion Services Act zu begleiten. Darüber hinaus sol-

len Genehmigungsverfahren für den Wohnungsbau 

vereinfacht und Investitionen in bezahlbaren Wohn-

raum unterstützt werden. Im sozialpolitischen Be-

reich will die Ratspräsidentschaft zudem die Bera-

tungen über eine Ratsempfehlung zur Bekämpfung 

von Wohnungsausgrenzung und Obdachlosigkeit 

fortführen. Politisch sollen die Bestrebungen mit ei-

nem Wohnungsgipfel in Irland der zuständigen Mi-

nister der Mitgliedstaaten flankiert werden. 

Im Energiebereich zählt das European Grids Pack-

age zu den Prioritäten der Ratspräsidentschaft. Man 

will die Verhandlungen möglichst vor Ende des Jah-

res und damit dem Ende des irischen Vorsitzes zum 

Abschluss bringen. Darüber hinaus sollen die Arbei-

ten am angekündigten Energy Security Package 

aufgenommen sowie Maßnahmen zur Stärkung der 

Energieinfrastruktur und der Versorgungssicherheit 

vorangetrieben werden. (zia) 

 

EU-Sondierung: Vereinfachungspaket „Woh-

nen“  

Die Europäische Kommission hat am 1. Juli 2026 die 

angekündigte Konsultation zum Vereinfachungspa-

ket „Wohnen“ gestartet. Ziel ist es, Rückmeldungen 

zu Maßnahmen zu sammeln, die der Vereinfachung 

von Vorschriften dienen, die sich auf das Wohnrau-

mangebot und dessen Bezahlbarkeit auswirken. 

Dieser Input soll in die Ausarbeitung des für das 

zweite Quartal 2027 geplanten Vereinfachungspa-

kets einfließen. 

Im Fokus stehen Verzögerungen und Kosten, die 

das Wohnungsangebot und die Erschwinglichkeit 

von Wohnraum beeinträchtigen. Dazu sollen zum ei-

nen Ursachen identifiziert, bewertet und beseitigt 

werden, die aus EU-Rechtsvorschriften und -Initiati-

ven resultieren. Zum anderen soll die komplexe Re-

gulierung entschärft werden, die durch das Zusam-

menspiel von EU-, nationalen, regionalen und loka-

len Vorgaben entsteht. 

Betroffen sind alle Phasen des Wohnungsbaus: Be-

schaffung, Finanzierung und Besteuerung, Planung, 

Flächennutzung, Kreislaufwirtschaft und Abfall, Um-

https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/programme/programme-of-the-irish-presidency/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/programme/programme-of-the-irish-presidency/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18658-Housing-simplification-package_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18658-Housing-simplification-package_de
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welt- und Naturschutz, Energieeffizienz und Gebäu-

deleistung, Bauprodukte und technische Normen, 

sowie Arbeit und Qualifikationen. 

Die Initiative umfasst zwei Schritte: 

1. Mapping: Erfassung und Bewertung der 

einschlägigen EU-Rechtsvorschriften und -

Initiativen und ihrer kombinierten Auswir-

kungen. 

2. Vereinfachung: Ableitung konkreter Maß-

nahmen und bewährter Verfahren auf Basis 

dieser Analyse. 

Der Aufruf richtet sich an Behörden auf allen Ebenen 

sowie an Interessengruppen wie Wohnungs- und 

Bauwirtschaft, Finanzsektor und Zivilgesellschaft, 

insbesondere an jene, die an der gezielten Konsul-

tation (Mapping) im April 2026 nicht teilgenommen 

haben. 

Die Kommission strebt ein besseres Verständnis der 

Auswirkungen von EU-Recht an, auch anhand kon-

kreter Projekte und ihrer Herausforderungen. Sie 

benötigt daher detaillierte Angaben, um die direkten 

Auswirkungen von EU-Recht von jenen der nationa-

len Umsetzung bzw. zusätzlicher Regulierungen un-

terscheiden zu können. Dafür benötigt sie idealer-

weise Angaben zu den entsprechenden rechtlichen 

Anforderungen sowie praktische Vorschläge zur 

Verringerung von Verzögerungen und Kosten, die 

das Wohnungsangebot und die Erschwinglichkeit 

beeinträchtigen. Dies umfasst sowohl EU-Rechts-

vorschriften als auch bewährte Verfahren aus der 

nationalen Umsetzung und nationalen Vereinfa-

chungsinitiativen sowie Kosten und Verzögerungen 

durch Rechtsstreitigkeiten, wobei übergeordnete 

politische Ziele zu berücksichtigen sind. Zusätzlich 

sind Vorschläge zur Steigerung der Produktivität im 

Bau- und Sanierungssektor erwünscht. (zia, gdw) 

 

Europäisches Semester: Empfehlungen für 

Deutschland im Gebäudesektor  

Im Rahmen des Europäischen Semesters 2026 hat 

die Europäische Kommission ihre länderspezifi-

schen Empfehlungen für Deutschland veröffentlicht. 

Das Europäische Semester ist der jährliche Zyklus 

zur Koordinierung der Wirtschafts-, Haushalts- und 

Strukturpolitik der EU. Die Kommission analysiert 

dabei die wirtschaftliche Entwicklung der Mitglied-

staaten und spricht Empfehlungen für Reformen und 

Investitionen aus. 

Ein besonderer Schwerpunkt des diesjährigen Län-

derberichts liegt auf dem Wohnungsmarkt. Die Kom-

mission stellt fest, dass die Wohnungsbauinvestitio-

nen in Deutschland 2025 bereits das fünfte Jahr in 

Folge zurückgegangen sind und sich die Bezahlbar-

keit von Wohnraum weiter verschlechtert hat. Zwar 

seien die Baugenehmigungen zuletzt leicht gestie-

gen, das Niveau liege jedoch weiterhin deutlich un-

ter dem Bedarf. 

Als zentrale Priorität sieht die Kommission daher 

Maßnahmen zur Ausweitung des Wohnungsange-

bots. Positiv bewertet wird das geplante „Bau-

Turbo“-Gesetz, das zusätzliche Bauflächen mobili-

sieren und Genehmigungsverfahren beschleunigen 

soll. Gleichzeitig weist die Kommission darauf hin, 

dass dessen Wirkung von der Umsetzung durch die 

Kommunen abhängt. 

Darüber hinaus empfiehlt die Kommission weitere 

Reformen, darunter eine grundlegende Modernisie-

rung des Bauplanungsrechts, die weitere Digitalisie-

rung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 

sowie Maßnahmen zur Senkung der Baukosten. 

Auch die Einführung vereinfachter Baustandards 

(„Gebäudetyp E“), eine stärkere Harmonisierung der 

Bauvorschriften zwischen den Bundesländern, der 

Ausbau der Verkehrsanbindung im Umland sowie 

eine Ausweitung des Bestands an Sozialwohnun-

gen werden als wichtige Ansatzpunkte genannt. 

Die Kommission ordnet den Wohnungsmarkt damit 

zunehmend als wirtschaftspolitisches Thema ein. 

Aus ihrer Sicht sind mehr Wohnungsbau und effizi-

entere Planungsverfahren nicht nur entscheidend 

für die Bezahlbarkeit von Wohnraum, sondern auch 

für Investitionen, Arbeitskräftemobilität und die Wett-

bewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland. (zia) 

 

 

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/europaisches-semester-eu-kommission-gibt-landerspezifische-empfehlungen-auch-fur-deutschland-2026-06-03_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/europaisches-semester-eu-kommission-gibt-landerspezifische-empfehlungen-auch-fur-deutschland-2026-06-03_de
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Vereinfachungen für kleine Unternehmen im 

Omnibus IV-Paket 

Am 9. Juni 2026 erzielte die zypriotische EU-Rats-

präsidentschaft und das Europäische Parlament 

eine vorläufige politische Einigung im Rahmen des 

„Omnibus IV“-Pakets, das neue Regelungen zu klei-

nen Unternehmen mit mittlerer Kapitalisierung (Mid-

Cap-Unternehmen) sowie zu Digitalisierung und ge-

meinsamen Spezifikationen umfasst. 

Mit der neuen Kategorie sollen bestimmte Abfede-

rungs- und Unterstützungsmaßnahmen, die bislang 

nur für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) vor-

gesehen waren, künftig auch auf kleine Mid-Cap-

Unternehmen ausgeweitet werden. Ziel ist es, einen 

unkomplizierten Übergang von KMU zu Mid-Cap-

Unternehmen zu ermöglichen und stärkere Anreize 

für Wachstum zu schaffen. Kleine Mid-Cap-Unter-

nehmen machen derzeit rund 6% der Gesamtbe-

schäftigung in der EU aus und sind in Schlüsselin-

dustrien stark vertreten. 

Die in der vorläufigen Einigung festgelegten Schwel-

lenwerte definieren Mid-Cap-Unternehmen mit we-

niger als 1.000 Beschäftigten sowie einem Umsatz 

von unter 200 Millionen EUR oder einer Bilanz-

summe von unter 172 Millionen EUR. Damit wurden 

die im Kommissionsvorschlag vorgesehenen 

Schwellenwerte angehoben. 

Des Weiteren soll die Kommission innerhalb von 

fünf Jahren nach Inkrafttreten der neuen Rechtsvor-

schriften die Definition überprüfen, insbesondere 

ihre Auswirkungen auf den Abbau des Verwaltungs-

aufwands und auf die Wettbewerbsfähigkeit von 

KMU. 

Außerdem ist vorgesehen, die Frist für die Umset-

zung der Richtlinie nach deren Inkrafttreten um 15 

Monate zu verlängern, um den Mitgliedstaaten aus-

reichend Zeit für die Umsetzung zu geben. 

Im Bereich der Digitalisierung enthält das Paket un-

ter anderem Klarstellungen hinsichtlich des Zu-

gangs zu digital verfügbaren Informationen sowie 

zur Nutzung „digitaler Kontaktdaten“ eines Unter-

nehmens.  

In einem nächsten Schritt müssen der Rat und das 

Europäische Parlament die vorläufige politische Ei-

nigung noch formal billigen. (gdw) 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.consilium.europa.eu%2Fen%2Fpress%2Fpress-releases%2F2026%2F06%2F09%2Fsimplification-council-and-parliament-strike-deal-to-help-growing-businesses-thrive-and-accelerate-digitalisation%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb2fbc2c76fdb4cce300e08ded2ba4fb3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179894808296569%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=Swv%2FFj7OqrXP044AlXaVvE0D4FwX8ClkreQTnvGIYjg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.consilium.europa.eu%2Fen%2Fpress%2Fpress-releases%2F2026%2F06%2F09%2Fsimplification-council-and-parliament-strike-deal-to-help-growing-businesses-thrive-and-accelerate-digitalisation%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb2fbc2c76fdb4cce300e08ded2ba4fb3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179894808296569%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=Swv%2FFj7OqrXP044AlXaVvE0D4FwX8ClkreQTnvGIYjg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.consilium.europa.eu%2Fen%2Fpress%2Fpress-releases%2F2026%2F06%2F09%2Fsimplification-council-and-parliament-strike-deal-to-help-growing-businesses-thrive-and-accelerate-digitalisation%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb2fbc2c76fdb4cce300e08ded2ba4fb3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179894808296569%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=Swv%2FFj7OqrXP044AlXaVvE0D4FwX8ClkreQTnvGIYjg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.consilium.europa.eu%2Fen%2Fpress%2Fpress-releases%2F2026%2F06%2F09%2Fsimplification-council-and-parliament-strike-deal-to-help-growing-businesses-thrive-and-accelerate-digitalisation%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb2fbc2c76fdb4cce300e08ded2ba4fb3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179894808296569%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=Swv%2FFj7OqrXP044AlXaVvE0D4FwX8ClkreQTnvGIYjg%3D&reserved=0
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STADTENTWIC KLUN G UND  RAUM ORDNUNG 

Eurostat veröffentlicht europaweites Dashboard 

zum Wohnungswesen 

Eurostat hat ein neues europaweites Dashboard 

zum Thema Wohnen veröffentlicht. Die interaktive 

Anwendung bündelt aktuelle Daten zu Wohnkosten 

und Immobilienpreisen, Wohnverhältnissen, Bautä-

tigkeit sowie Umwelt- und Energieaspekten des 

Wohnens und ermöglicht Vergleiche zwischen den 

EU-Staaten sowie der Eurozone.  

Das Dashboard wurde im Kontext der wachsenden 

Bedeutung der Wohnungspolitik auf europäischer 

Ebene entwickelt, soll einen schnellen Zugang zu 

zentralen Wohnungsindikatoren bieten und diese 

über EU-Länder hinweg vergleichbar machen. Nut-

zer können Entwicklungen bei Haus- und Mietprei-

sen, Eigentumsquoten, Wohnkostenbelastungen 

oder Investitionen in den Wohnungsbau einsehen 

und vergleichen. Ergänzend verweist Eurostat auf 

weiterführende Analysen und Datensätze zum Woh-

nungswesen. Weitere Informationen und das Dash-

board finden Sie hier. (dv) 

 

Empfehlungen des Rates zum New European 

Bauhaus (NEB)   

Der Europäische Rat hat neue Empfehlungen zum 

NEB verabschiedet und die Mitgliedstaaten aufge-

fordert, dessen Grundsätze stärker in nationale Stra-

tegien und Förderprogramme einzubeziehen. Ziel ist 

es, Wohnquartiere und öffentliche Räume in Europa 

nachhaltiger, inklusiver und lebenswerter zu gestal-

ten. 

Im Mittelpunkt stehen die drei Leitprinzipien des 

NEB: Nachhaltigkeit, Inklusivität und gutes Design. 

Die Empfehlungen sprechen sich unter anderem da-

für aus, bestehende Gebäude möglichst zu sanieren 

statt abzureißen, verstärkt nachhaltige Materialien 

einzusetzen und Bürgerinnen und Bürger frühzeitig 

in Planungs- und Gestaltungsprozesse einzubinden. 

Zudem sollen Kunst, Kultur und Bildung stärker mit-

einbezogen werden, um Innovation und grüne 

Transformation voranzubringen. 

Weitere Schwerpunkte sind die Qualifizierung von 

Fachkräften, ein besserer Zugang zu Fördermitteln 

sowie eine engere Zusammenarbeit von Politik, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Damit soll das Neue 

Europäische Bauhaus einen wichtigen Beitrag zu at-

traktiven, bezahlbaren und zukunftsfähigen Quartie-

ren in Europa leisten. 

Die vollständigen Empfehlungen des Rates können 

Sie hier nachlesen. (dv) 

 

10 Jahre Pakt von Amsterdam: Jubiläum und 

Konferenz  

Anlässlich des zehnjährigen Bestehens des Pakts 

von Amsterdam, mit dem die Urbane Agenda für die 

EU ins Leben gerufen wurde, findet am 17. und 18. 

November 2026 eine Jubiläumskonferenz in Rotter-

dam und Amsterdam statt. Die Urbane Agenda für 

die EU stärkt die Zusammenarbeit zwischen Städ-

ten, Mitgliedstaaten, EU-Institutionen und weiteren 

Akteuren, um urbane Herausforderungen gemein-

sam anzugehen und die Belange der Städte stärker 

in die europäische Politik einzubringen. 

Die Konferenz bietet Gelegenheit, auf zehn Jahre 

Zusammenarbeit in den unterschiedlichen themati-

schen Partnerschaften der Urbanen Agenda zurück-

zublicken und zugleich über die künftige Ausrichtung 

der europäischen Stadtpolitik zu diskutieren. Auf 

dem Programm stehen Plenar- und Fachsitzungen, 

Praxisbeispiele sowie Exkursionen zu Stadtentwick-

lungsprojekten. Weitere Informationen und die An-

meldung finden Sie hier. (dv) 

 

EU-Konsultation zu Vogelschutz- und Habitat-

Richtlinie (FFH) 

Die Europäische Kommission hat am 12. Mai 2026 

eine öffentliche Konsultation zur Vogelschutz- und 

zur FFH-Richtlinie eingeleitet. Diese beiden Richtli-

nien bilden die Eckpfeiler der EU-Politik zur Erhal-

tung und Wiederherstellung der biologischen Viel-

falt. 

Die Beiträge aus der Konsultation sollen in den 

Stresstest beider Richtlinien einfließen, der Teil des 

Vereinfachungspakets der Kommission ist. Ziel des 

https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-eurostat-news/w/wdn-20260519-1
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9128-2026-INIT/de/pdf/
https://www.urban-initiative.eu/events/cities-core-10-years-urban-agenda-eu-and-way-ahead
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F18072-Vogelschutzrichtlinie-und-Habitat-Richtlinie-Stresstest_de&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408013671%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=uLBCq9bFfUvAMjA9gA7Z31O%2BVjBnxEj8sDKYNzCI6Xo%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F18072-Vogelschutzrichtlinie-und-Habitat-Richtlinie-Stresstest_de&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408013671%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=uLBCq9bFfUvAMjA9gA7Z31O%2BVjBnxEj8sDKYNzCI6Xo%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fgreen-forum.ec.europa.eu%2Fnature-and-biodiversity%2Fstress-test-birds-and-habitats-directives_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408043599%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=rJsC5OSfVOJ6oxhgyeqV5RTOSy7vbevpCyE5v2bgRV8%3D&reserved=0
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Stresstests ist zu prüfen, ob die Richtlinien ihre Na-

turschutzziele auf wirksame und kosteneffiziente 

Weise erreichen. 

Darüber hinaus soll der Stresstest Möglichkeiten 

aufzeigen, unnötigen Verwaltungsaufwand zu redu-

zieren, ohne die ambitionierten Ziele der Richtlinien 

oder die hohen Naturschutzstandards zu beein-

trächtigen. Im Mittelpunkt stehen drei Bereiche: 

1. Anwendung von Artikel 6 der FFH-Richtli-

nie, insbesondere das Verfahren der ange-

messenen Prüfung für Natura-2000-Ge-

biete; 

2. politische Kohärenz, Beteiligung der Inte-

ressenträger, Finanzierung und Gover-

nance (einschließlich Überwachung und 

Berichterstattung); 

3. Artenschutz, Ausnahmeregelungen sowie 

Verfahren zur Anpassung der Anhänge an 

den wissenschaftlichen und technischen 

Fortschritt. 

Zur Unterstützung der Mitgliedstaaten hat die Kom-

mission bereits Ende März 2026 zwei Leitfäden ver-

öffentlicht: einen zu Natura 2000 und Klimawandel 

sowie einen zu ausgewählten Bestimmungen der 

Vogelschutzrichtlinie. Diese ergänzen die im Okto-

ber 2025 veröffentlichten Leitlinien zu Natura 2000 

und Fischerei. 

Die öffentliche Konsultation besteht sowohl aus ei-

nem Fragebogen mit allgemeinen Fragen zum Na-

turschutz als auch spezifischeren Fragen zu den 

Richtlinien und ihrer Umsetzung vor Ort. Zudem be-

steht die Möglichkeit, allgemeine Anmerkungen 

oder Dokumente einzureichen. 

Eine Teilnahme an der Konsultation ist bis zum 10. 

August 2026 möglich. (gdw) 

 

 

 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Fnews%2Fcommission-future-proofs-natura-2000-against-climate-change-2026-03-25_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408259448%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=V4088SMXGLUxLZkZPMpz1nBScd%2FimOoqOxsAMDkQWJU%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Fcommission%2Fpresscorner%2Fdetail%2Fen%2Fip_26_760&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408272359%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=4mUE%2BnNZwg8wOWZLcQz%2BoPYq2ZymTTzo91NbtiW2zGY%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Fcommission%2Fpresscorner%2Fdetail%2Fen%2Fip_26_760&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408272359%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=4mUE%2BnNZwg8wOWZLcQz%2BoPYq2ZymTTzo91NbtiW2zGY%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Fnews%2Fcommission-adopts-guidance-natura-2000-and-fishing-2025-10-17_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408284224%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=xgoBAccAZ6IzeYBSaDlkvNjodBLLNUbJUK3KInRgy7Q%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Fnews%2Fcommission-adopts-guidance-natura-2000-and-fishing-2025-10-17_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C8ce65539d0c0450cb60e08deb7234d5f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639149559408284224%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=xgoBAccAZ6IzeYBSaDlkvNjodBLLNUbJUK3KInRgy7Q%3D&reserved=0
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WOHNUNGS-  UND IMM OBILIENWIRTSCHAFT  

EP-Sonderausschuss zur Wohnungskrise 

Das Europäische Parlament (EP) hat am 7. Juli 

2026 beschlossen, das Mandat seines Sonderaus-

schusses zur Wohnungskrise (HOUS) um sechs 

Monate zu verlängern und dessen Zuständigkeiten 

auszuweiten. Künftig umfasst dies die Überwa-

chung, Bewertung und Förderung von EU-Lösungen 

im Wohnungswesen. Die Verlängerung soll es dem 

Ausschuss außerdem ermöglichen, die Umsetzung 

der Empfehlungen aus der Entschließung des Par-

laments vom 10. März 2026 zu überwachen. 

Zu den Aufgaben des Sonderausschusses wird es 

unter anderem gehören, sich aktiv an dem für das 

Jahr 2027 geplanten Vereinfachungspaket zu betei-

ligen sowie die Umsetzung der neuen paneuropäi-

schen Investitionsplattform der Europäischen Inves-

titionsbank (EIB) für bezahlbaren und nachhaltigen 

Wohnraum zu begleiten. 

Darüber hinaus wird der Sonderausschuss die Vor-

bereitungen für den EU-Wohnungsgipfel 2026 un-

terstützen und die Nachverfolgung seiner Ergeb-

nisse sicherstellen. (gdw) 

 

ETS2: Gesetzgeber erzielen politische Einigung 

zur Marktstabilitätsreserve  

Am 11. Juni 2026 haben der Rat der Europäischen 

Union und das Europäische Parlament eine vorläu-

fige Einigung zur Überarbeitung der Marktstabilitäts-

reserve (Market Stability Reserve, MSR) des neuen 

Emissionshandelssystems ETS2 erzielt. Die Reform 

soll die Funktionsweise des Systems stabilisieren 

und starke Preisschwankungen beim Start des 

ETS2 begrenzen. 

Hintergrund ist ein Vorschlag der Europäischen 

Kommission aus dem November 2025. Dieser rea-

gierte auf die Forderung von 19 Mitgliedstaaten 

nach zusätzlichen Vorkehrungen für einen planba-

ren und möglichst stabilen Start des ETS2. Befürch-

tet wurden insbesondere starke Preisschwankun-

gen und hohe CO₂-Preise in der Einführungsphase 

des Systems, das ab 2028 Emissionen aus den Be-

reichen Gebäude und Straßenverkehr bepreisen 

wird. Die Kommission schlug daher gezielte Anpas-

sungen der Marktstabilitätsreserve vor, ohne die 

grundsätzliche Funktionsweise des ETS2 zu verän-

dern. 

Die Marktstabilitätsreserve des ETS2 dient dazu, 

Angebot und Nachfrage von Emissionszertifikaten 

auszugleichen und damit die Preisentwicklung zu 

stabilisieren. Die politische Einigung sieht vor, die 

Reserve über das Jahr 2030 hinaus fortzuführen. 

Zudem wird der bestehende Preisstabilisierungsme-

chanismus erweitert: Überschreitet der CO₂-Preis 

den Schwellenwert von 45 Euro pro Tonne (Preisni-

veau 2020), können künftig bis zu 40 Millionen statt 

bisher 20 Millionen Zertifikate zusätzlich versteigert 

werden. Gleichzeitig soll die Freigabe der Zertifikate 

schrittweise erfolgen, um abrupte Marktreaktionen 

zu vermeiden. 

Darüber hinaus wurde vereinbart, dass die Europäi-

sche Kommission im Rahmen der vorgesehenen 

Überprüfung des ETS2 auch die Wirksamkeit der 

Marktstabilitätsreserve und der Preisstabilisierungs-

mechanismen bewerten wird. Die Einnahmen aus 

den ETS2-Versteigerungen sollen weiterhin zur Un-

terstützung der Klima- und Energiewende in den be-

troffenen Sektoren und damit insbesondere zur De-

karbonisierung des Gebäudesektors beitragen. 

Die vorläufige politische Einigung muss nun noch 

formell vom Rat und vom Europäischen Parlament 

angenommen werden, bevor die neuen Regelungen 

in Kraft treten. (zia) 

 

Kundenanlage: Rat der EU und Europäisches 

Parlament positionieren sich zum Netzpaket  

Am 2. Juli 2026 hat der Industrieausschuss des Eu-

ropäischen Parlaments den Bericht des dänischen 

Berichterstatters Niels Fuglsang und das Verhand-

lungsmandat für die sogenannte Genehmigungs-

Richtlinie (Permitting Directive) angenommen. Die 

Richtlinie ist Teil des Netzpakets (Grids Package), 

welches im Dezember 2025 von der Europäischen 

Kommission vorgelegt wurde, um europäische 

Stromnetzinfrastruktur zu verbessern und u.a. Ge-

nehmigungsverfahren zu beschleunigen. Als Teil 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fnews%2Fen%2Fpress-room%2F20260707IPR46366%2Fparliament-extends-special-committee-on-housing-s-mandate-until-january-2027&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577228493%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=miK6HqSn2rHy2WFYFwvIju9oii6Q%2F128MeB%2BZkvJZXg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fnews%2Fen%2Fpress-room%2F20260707IPR46366%2Fparliament-extends-special-committee-on-housing-s-mandate-until-january-2027&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577228493%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=miK6HqSn2rHy2WFYFwvIju9oii6Q%2F128MeB%2BZkvJZXg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fnews%2Fen%2Fpress-room%2F20260707IPR46366%2Fparliament-extends-special-committee-on-housing-s-mandate-until-january-2027&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577228493%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=miK6HqSn2rHy2WFYFwvIju9oii6Q%2F128MeB%2BZkvJZXg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fnews%2Fen%2Fpress-room%2F20260707IPR46366%2Fparliament-extends-special-committee-on-housing-s-mandate-until-january-2027&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577228493%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=miK6HqSn2rHy2WFYFwvIju9oii6Q%2F128MeB%2BZkvJZXg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fdoceo%2Fdocument%2FTA-10-2026-0064_DE.html&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577247708%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=9Cq9FCYGBHL9r64kO3kyJbp7wlD48MTR8LEV9Cf5UhM%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.europarl.europa.eu%2Fdoceo%2Fdocument%2FTA-10-2026-0064_DE.html&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C57d35fb8561e45b4e7ea08dedccd178f%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639190970577247708%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=9Cq9FCYGBHL9r64kO3kyJbp7wlD48MTR8LEV9Cf5UhM%3D&reserved=0
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11077-2026-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11077-2026-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11077-2026-INIT/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=comnat%3ACOM_2025_0738_FIN&utm_source=chatgpt.com
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=comnat%3ACOM_2025_0738_FIN&utm_source=chatgpt.com
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260629IPR46207/electricity-grids-meps-back-plans-to-accelerate-energy-project-permit-process
https://energy.ec.europa.eu/topics/infrastructure/european-grids_en
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der in dem Netzpaket enthaltenen Genehmigungs-

richtlinie sah die Europäische Kommission Änderun-

gen an der Strombinnenmarkt-Richtlinie 

(EU/2019/944) vor.  

Im Rahmen ihrer Verhandlungspositionen für die 

Genehmigungs-Richtlinie haben nun sowohl das 

Europäische Parlament als auch der Rat der EU (all-

gemeine Ausrichtung vom 26.06.2026) Änderungs-

vorschläge gegenüber dem Vorschlag der Europäi-

schen Kommission eingebracht, die den Betrieb von 

dezentralen Energieversorgungskonzepten, soge-

nannter kundenanlagenähnlicher Strukturen stärken 

soll. Hintergrund ist ein Urteil des BGH aus dem Mai 

2025, welches in Folge eines Urteils des Europäi-

schen Gerichtshofs gefallen ist. Der BGH wies die 

Rechtsbeschwerde eines Quartiersbetreibers ab 

und qualifizierte dessen Leitungsstruktur als regu-

liertes Verteilernetz, weil sie die EU-weiten Kriterien 

für Verteilernetze erfülle. Damit könne eine Anlage 

nur dann noch als Kundenanlage gelten, wenn ein-

deutig kein Verteilernetz im Sinne von Art. 2 Nr. 28 

der Strombinnenmarkt-Richtlinie vorliege.  Betroffen 

von der Entscheidung sind unter anderem Quartiers-

lösungen, Mieterstrommodelle sowie weitere stand-

ortbezogene Eigenversorgungskonzepte.  

Sowohl das Europäische Parlament als auch der 

Rat greifen nun diese Problematik in ihren Verhand-

lungspositionen auf und schlagen Änderungen der 

Strombinnenmarkt-Richtlinie vor. Beide Institutionen 

verfolgen das Ziel, unter bestimmten Voraussetzun-

gen Ausnahmen von den Regelungen für Verteiler-

netzbetreiber zu ermöglichen und damit Rechtssi-

cherheit für räumlich begrenzte Stromversorgungs-

systeme zu schaffen.  

Unbedeutende Netze sollen aus der Regulierung 

ausgenommen werden, aber die Definition, was ein 

bestimmtes Wohngebiet ist, wie viel Kunden eine 

begrenzte Anzahl darstellen und was eine begrenzte 

Energiemenge ist, sind weiterhin offen. (zia, gdw) 

 

„Better Homes Partnerships“: EU startet Aufruf 

zur Interessenbekundung 

Die Generaldirektion ENER der EU-Kommission hat 

am 19. Juni 2026 einen Aufruf zur Interessenbekun-

dung für die Initiative „Better Homes Partnerships“ 

(BHP) veröffentlicht. Diese ist Teil des Europäischen 

Plans für bezahlbaren Wohnraum und des Bürger-

Energiepakets. Ziel ist es, durch konkrete Projekte 

bezahlbare und hochwertige Gebäudesanierungen 

zu beschleunigen, die Dekarbonisierung der 

Wärme- und Kälteversorgung voranzutreiben sowie 

innovative Lösungen zu skalieren. Zudem soll die 

Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten 

Akteuren gestärkt werden, um umsetzbare Projekte 

zu realisieren und zu verbreiten. 

Der Aufruf richtet sich an ein breites Spektrum von 

Akteuren, darunter auch Wohnungseigentümer, -an-

bieter und -betreiber, die Projekte, Partnerschaften 

oder übertragbare Lösungen vorschlagen können. 

Ausgewählte Initiativen können als „Better Homes 

Partner” anerkannt werden. Dies kann ihre Sichtbar-

keit erhöhen sowie die Überwindung von Hindernis-

sen erleichtern, die beispielsweise regulatorischer, 

finanzieller oder technischer Art sind. Gleichzeitig 

bestätigt die Auswahl die Übereinstimmung mit EU-

Prioritäten sowie die Eignung für Skalierung und 

Nachahmung in anderen Mitgliedstaaten. 

Im Fokus stehen vier Handlungsfelder:  

1. Steigerung der Flexibilität durch Gebäudes-

anierung: Dazu gehören Projekte, die es 

Gebäuden ermöglichen, zu aktiven Energie-

anlagen zu werden und Energie zu erzeu-

gen, zu speichern, den Energieverbrauch zu 

senken oder zu verlagern.  

2. Förderung und Vereinfachung von Sanie-

rungen (z.B. serielle und Offsite-Sanierun-

gen).  

3. Einsatz innovativer Finanzinstrumente (z.B. 

Garantien, Mischfinanzierungen oder Risi-

kominderung).  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A32019L0944
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/26/european-grids-package-council-backs-modernised-energy-network-for-decarbonisation/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/26/european-grids-package-council-backs-modernised-energy-network-for-decarbonisation/
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Fnews%2Fbetter-homes-partnerships-call-expressions-interest-launched-2026-06-19_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb4d206f56fe64447814d08ded2c8c60b%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179956915027570%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=MPw1S53Mta9xU8gCiWgwNqc376tOMAXEm47T0DArBDo%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Fnews%2Fbetter-homes-partnerships-call-expressions-interest-launched-2026-06-19_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb4d206f56fe64447814d08ded2c8c60b%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179956915027570%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=MPw1S53Mta9xU8gCiWgwNqc376tOMAXEm47T0DArBDo%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Fnews%2Fbetter-homes-partnerships-call-expressions-interest-launched-2026-06-19_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cb4d206f56fe64447814d08ded2c8c60b%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179956915027570%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=MPw1S53Mta9xU8gCiWgwNqc376tOMAXEm47T0DArBDo%3D&reserved=0
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4. Einführung und Skalierung effizienter Heiz- 

und Kühllösungen (z.B. Wärmepumpen, 

Solartechnologien oder Integration in Fern-

wärme und erneuerbare Energiegemein-

schaften).  

Voraussetzungen sind u.a. konkrete Umsetzungser-

gebnisse, die Einbindung verschiedener Interessen-

gruppen, die Darstellung regulatorischer, finanzieller 

und technischer Hindernisse sowie der Nachweis 

geeigneter Lösungen und Strategien zur Übertrag-

barkeit. Zudem müssen die Projekte einen Beitrag 

zu mehr bezahlbaren Wohnraum leisten und Maß-

nahmen zur Unterstützung vulnerabler Haushalte 

(insb. bei Energiearmut) vorsehen. Die Einrei-

chungsfrist endet am 21. August 2026. (gdw) 
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FINANZM ÄRKTE UND  FINANZIER UNGSFRAGEN  

EU-Lieferkettengesetz: Konsultation zu Leitli-

nien 

Die Europäische Kommission hat am 12. Juni 2026 

eine öffentliche Konsultation zur europäischen 

Richtlinie zur Sorgfaltspflicht von Unternehmen im 

Bereich der Nachhaltigkeit (CSDDD) gestartet. 

Diese verpflichtet große Unternehmen dazu, nega-

tive Auswirkungen auf Menschenrechte und Umwelt 

entlang ihrer gesamten Wertschöpfungsketten zu 

ermitteln, zu verhindern und zu beenden. Gemäß 

der CSDDD ist die Europäische Kommission dazu 

verpflichtet, Leitlinien herauszugeben, die sich an 

Unternehmen, Behörden und Interessengruppen 

richten. Die Leitlinien sollen praktische Orientie-

rungshilfen bieten, beispielsweise zu Musterver-

tragsklauseln, zum Due-Diligence-Prozess (ein-

schließlich Risikofaktoren und dem Austausch von 

Ressourcen und Informationen zwischen Unterneh-

men und anderen juristischen Personen), zur Über-

prüfung durch Dritte, zu Branchen- und Multi-Stake-

holder-Initiativen, zu Daten- und Informationsquel-

len, zu digitalen Tools, zur Einbindung von Interes-

sengruppen sowie zu Sanktionen. 

Die Konsultation dient somit als Grundlage für die 

Ausarbeitung der Leitlinien und richtet sich vor allem 

an Unternehmen und Wirtschaftsverbände, die in 

den Anwendungsbereich der CSDDD fallen. Die Be-

teiligung kleinerer Unternehmen, die in den Wert-

schöpfungsketten dieser großen Unternehmen tätig 

sind, ist ebenfalls erwünscht. 

Die Konsultation läuft bis zum 24. Juli 2026. (gdw) 

 

Vereinfachungspaket "Steuern": Europäische 

Kommission macht Vorschläge zur Reform der 

Zinsschranke 

Am 24. Juni 2026 hat die Europäische Kommission 

hat ein umfassendes Vereinfachungspaket (Omni-

bus on Taxation, Steuer-Omnibus) des europäi-

schen Steuerrechts vorgelegt. Mit dem Paket soll 

das europäische Unternehmenssteuerrecht verein-

facht und der Verwaltungsaufwand für Unternehmen 

reduziert werden. Das Maßnahmenpaket ist Teil der 

europäischen Vereinfachungsagenda und soll dazu 

beitragen, bestehende Doppelregelungen abzu-

bauen, Rechtsklarheit zu schaffen und die Wettbe-

werbsfähigkeit des europäischen Standorts zu stär-

ken. 

Kern des Vorschlags ist die Überarbeitung mehrerer 

Richtlinien des direkten Unternehmenssteuerrechts. 

Betroffen sind unter anderem: 

· die Richtlinie zur Bekämpfung von Steuerver-

meidungspraktiken (Anti Tax Avoidance Direc-

tive (ATAD)); 

· die Mutter-Tochter-Richtlinie (Parent-Subsidi-

ary Directive); 

· die Zins- und Lizenzgebühren-Richtlinie (Inte-

rest and Royalties Directive); 

· die Fusionsrichtlinie (Tax Merger Directive); 

· sowie die Richtlinie über Verfahren zur Beile-

gung von Besteuerungsstreitigkeiten (Directive 

on tax dispute resolution mechanisms in the 

European Union). 

Mit ihrem Vorschlag will die Kommission Über-

schneidungen zwischen den Regelwerken beseiti-

gen, Rechtsbegriffe vereinheitlichen und die Anwen-

dung der Vorschriften im grenzüberschreitenden 

Unternehmenssteuerrecht erleichtern. 

Insbesondere die Anpassung der ATAD enthält da-

bei einen wichtigen Vorschlag zur Revision der so-

genannten „Zinsschranke“. Die Zinsschrankenrege-

lung begrenzt den steuerlichen Abzug von Zinsauf-

wendungen, um Steuervermeidungsmodelle zu ver-

hindern. Durch die Umsetzung der aktuellen ATAD-

Richtlinie wurde die Regelung in Deutschland je-

doch verschärft. Davon betroffen sind insbesondere 

Wohnungs- und Immobilienunternehmen, da sie 

aufgrund ihres Geschäftsmodells auf einen hohen 

Fremdkapitalanteil angewiesen sind (vgl. EU Info 

Mai/Juni 2025, S.3). Nach Auffassung des Sektors 

führt die aktuelle Ausgestaltung dazu, dass Investi-

tionen erschwert, geförderte Wohnungsbauprojekte 

steuerlich benachteiligt und erheblicher zusätzlicher 

Verwaltungsaufwand geschaffen werden, ohne 

dass dadurch das eigentliche Ziel der Richtlinie, die 

Bekämpfung aggressiver Steuerplanung, erreicht 

wird. 

 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F14445-Corporate-sustainability-due-diligence-development-of-guidelines_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C4114b1ff4a164e92fbde08ded2bbfceb%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179902009024917%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=5NKbuY9pnDf4Ic4eWzQoJ95n8Goqvh8ixpq0dSVMgdw%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F14445-Corporate-sustainability-due-diligence-development-of-guidelines_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C4114b1ff4a164e92fbde08ded2bbfceb%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179902009024917%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=5NKbuY9pnDf4Ic4eWzQoJ95n8Goqvh8ixpq0dSVMgdw%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F14445-Corporate-sustainability-due-diligence-development-of-guidelines_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C4114b1ff4a164e92fbde08ded2bbfceb%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639179902009024917%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=5NKbuY9pnDf4Ic4eWzQoJ95n8Goqvh8ixpq0dSVMgdw%3D&reserved=0
https://zia-deutschland.de/wp-content/uploads/2025/06/EU-INFO-Mai_Juni-2025.pdf
https://zia-deutschland.de/wp-content/uploads/2025/06/EU-INFO-Mai_Juni-2025.pdf
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Die vorgeschlagenen Änderungen der ATAD umfas-

sen insbesondere: 

· Beibehaltung des Freibetrags: Der vollständige 

Zinsabzug bis zu einer Höhe von 3 Millionen 

Euro bleibt bestehen. Künftig soll dieser 

Schwellenwert jedoch regelmäßig an die Infla-

tion angepasst werden. 

· Vollständige Harmonisierung der Zins-

schranke: Die Mitgliedstaaten sollen die Zins-

schrankenregelung künftig einheitlich anwen-

den. Nationale Abweichungen von den Vorga-

ben der ATAD sollen weitgehend entfallen, um 

unterschiedliche Auslegungen innerhalb der 

EU zu vermeiden. 

· Vereinheitlichung der Ausnahmeregelungen: 

Auch die sogenannten Escape-Klauseln sollen 

künftig vollständig den Vorgaben der Richtlinie 

folgen. Ziel ist es, mehr Rechtsklarheit und 

eine einheitlichere Anwendung in den Mitglied-

staaten zu schaffen. 

Die im Steueromnibus vorgesehene Ausnahme von 

risikoarmen Darlehen, die von nicht verbundenen 

Unternehmen gewährt werden und der Finanzierung 

des Kerngeschäftes (Bautätigkeit) dienen, künftig 

vom Anwendungsbereich der Zinsschrankenrege-

lung ausgenommen werden sollen, ist positiv. Auch, 

dass die Safe-Harbour-Regelung künftig verpflich-

tend als Freibetragsregelung ausgestaltet werden 

soll, trägt zur weiteren Entlastung von der Betroffen-

heit von der Zinsschranke bei. Allerdings sollten die 

Freibeträge schon jetzt inflationsbedingt auf 5 Milli-

onen Euro erhöht werden. 

Ferner schlägt die Kommission eine Neufassung der 

Richtlinie über die Zusammenarbeit der Verwal-

tungsbehörden (DAC) vor. Künftig sollen Melde-

pflichten gebündelt, der digitale Informationsaus-

tausch zwischen Steuerbehörden verbessert und 

Mehrfachmeldungen vermieden werden. Damit sol-

len sowohl Unternehmen als auch Steuerverwaltun-

gen administrativ entlastet werden. 

Der Vorschlag wird nun im Rat der EU und im Euro-

päischen Parlament beraten. Das Gesetzespaket 

wird primär im Rat der EU behandelt. Dem Parla-

ment kommt im Gesetzgebungsverfahren lediglich 

ein Konsultationsrecht zu, es besitzt hier keine ge-

setzgeberische Kompetenz. (zia, gdw) 

 

Die EBA veröffentlicht Verlustquoten des Immo-

bilienmarktes für das Jahr 2025 in der EU 

 

Die Veröffentlichung der EBA enthält aggregierte 

Daten auf nationaler Ebene zu Risikopositionen und 

Verlustquoten von Immobilienkrediten. Diese Daten 

dienen der Anwendung der im CRR-Rahmen festge-

legten Schwellenwerte für Verlustquoten und sollen 

eine größere Einheitlichkeit bei der aufsichtsrechtli-

chen Behandlung von Immobilienrisikopositionen in 

der gesamten Europäischen Union fördern. Zu den 

wichtigsten Aspekten gehören: 

 

• die Veröffentlichung der aggregierten Ver-

lustdaten für Immobilienkredite in 2025 in 

den EU-Mitgliedstaaten; 

• auf nationaler Marktebene gemeldete Daten 

auf der Grundlage von Informationen, die 

gemäß der CRR erhoben wurden; 

• die Unterstützung bei der Anwendung der 

aufsichtsrechtlichen Schwellenwerte für 

Verlustquoten, die im Regulierungsrahmen 

für Immobilienkredite verwendet werden; 

• größere Transparenz und Einheitlichkeit bei 

der Bewertung des mit Immobilienkrediten 

verbundenen Kreditrisikos. 

 

Die Veröffentlichung ist Teil der laufenden Arbeiten 

der EBA zur Stärkung des aufsichtsrechtlichen Rah-

mens für Immobilienengagements und soll sicher-

stellen, dass Aufsichtsbehörden und Institute für re-

gulatorische Zwecke Zugang zu einheitlichen Ver-

lustinformationen auf Marktebene haben. (vdp) 

 

Konsultation der Europäische Aufsichtsbehör-

den zu Änderungen der Offenlegungspflichten 

im Rahmen der EU-Taxonomie 

Am 1. Juli 2026 haben die Europäischen Aufsichts-

behörden (ESAs) EBA, ESMA und EIOPA Konsulta-

https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-publishes-2025-loss-data-immovable-property-markets-under-article-430a-capital-requirements
https://finance.ec.europa.eu/regulation-and-supervision/european-system-financial-supervision_en
https://finance.ec.europa.eu/regulation-and-supervision/european-system-financial-supervision_en
https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-launches-consultation-key-performance-indicators-taxonomy-disclosures
https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-consults-simplifying-eu-taxonomy-disclosure-framework
https://www.eiopa.europa.eu/consultations/consultation-review-insurance-disclosures-under-taxonomy-disclosures-delegated-act_en
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tionspapiere zur Überarbeitung ausgewählter Offen-

legungspflichten nach dem Delegierten Rechtsakt 

zu Artikel 8 der EU-Taxonomie-Verordnung veröf-

fentlicht. Die Konsultation enthält Vorschläge zur 

Vereinfachung der Berichtspflichten und zur Redu-

zierung ausgewählter KPIs für Marktteilnehmer im 

Rahmen des delegierten Rechtsakts zu Taxonomie-

Offenlegungen. 

Die EBA-Konsultation konzentriert sich auf die Ver-

einfachung der Leistungsindikatoren (KPIs) für Ge-

bühren und Provisionen, Vorgaben für Konzern-

ebene und die Einbindung von OpEx-Daten. Es wird 

z.B. vorgeschlagen, die Grandfathering-Regeln für 

finanzielle Exposures an den EU Green Bond Stan-

dard anzugleichen. Dies würde u. a. eine Verlänge-

rung der Frist von fünf auf sieben Jahre bedeuten 

und ist insbesondere für taxonomiekonforme Immo-

bilienfinanzierungen relevant. 

Bei der ESMA-Konsultation stehen Vereinfachun-

gen für Nicht-Finanzunternehmen und Vermögens-

verwalter, insbesondere im Hinblick auf den operati-

ven Aufwand (OpEx-KPI) sowie Gruppen-Berichter-

stattungen im Vordergrund.  

Die EIOPA fokussiert sich auf die Überprüfung der 

Versicherungs-Offenlegungen und insbesondere 

die Entwicklung einer Methode für Versicherungen, 

um den Anteil ökologisch nachhaltiger Nichtlebens-

versicherungsaktivitäten auszuweisen. 

Die Konsultationsfrist endet am 12. August 2026. 

(vpd) 
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AKTUELLES AU S D ER FÖRDERLAND SCHAFT  / VER ANSTALTUNGEN  

Access City Award 2027: Bewerbungen für bar-

rierefreie Städte geöffnet 

Die Europäische Kommission hat die Bewerbungs-

runde für den Access City Award 2027 eröffnet. Mit 

dem Preis werden europäische Städte ausgezeich-

net, die sich in besonderer Weise für die Barriere-

freiheit und die gleichberechtigte Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen einsetzen. Teilnahmebe-

rechtigt sind Städte mit mehr als 50.000 Einwohne-

rinnen und Einwohnern. 

Neben den Hauptpreisen vergibt die Kommission 

2027 erstmals eine Sonderauszeichnung für „barri-

erefreie gemeindenahe Dienste“ mit den besonders 

inklusive lokalen Dienstleistungen gewürdigt wer-

den. Weitere Sonderpreise können unter anderem 

in den Bereichen öffentlicher Raum, Mobilität, digi-

tale Barrierefreiheit oder Kultur vergeben werden. 

Die Gewinnerstädte werden am 4. Dezember 2026 

im Rahmen des Europäischen Tages der Menschen 

mit Behinderungen in Brüssel bekannt gegeben. Be-

werbungen sind bis zum 4. September 2026 mög-

lich. (dv) 

 

Policy Lab der Europäischen Stadtinitiative (EUI) 

zu schrumpfenden Städten 

Am 22. und 23. September 2026 veranstaltet die 

EUI in Celje (Slowenien) das Focused Policy Lab 

„Shrinking Cities“. Im Mittelpunkt steht die Frage, 

wie Städte auf demografischen Wandel und Bevöl-

kerungsrückgang reagieren können, ohne an Le-

bensqualität, Wettbewerbsfähigkeit und territorialem 

Zusammenhalt zu verlieren. 

Die Veranstaltung knüpft an aktuelle europäische 

Initiativen zur Bewältigung demografischer Heraus-

forderungen an und stellt praxisnahe Ansätze aus 

europäischen Städten vor. Diskutiert werden Strate-

gien zur Bindung und Gewinnung von Fachkräften, 

die Anpassung von Infrastruktur und Dienstleistun-

gen an schrumpfende Bevölkerungen sowie die Zu-

sammenarbeit auf Ebene funktionaler Stadtregio-

nen. Ergänzt wird das Programm durch Exkursionen 

und den Erfahrungsaustausch mit Kommunen, die 

bereits innovative Lösungen erproben. Weitere In-

formationen und die Anmeldung finden Sie hier. (dv) 

 

Peer Reviewer für Austauschformat der Europä-

ischen Stadtinitiative (EUI) gesucht 

Mit dem Peer-Review-Verfahren unterstützt die EUI 

den Erfahrungsaustausch zwischen europäischen 

Städten zu konkreten Herausforderungen der inte-

grierten Stadtentwicklung. Ausgewählte Städte er-

halten dabei Rückmeldungen und Empfehlungen 

von Fachleuten aus anderen europäischen Städten, 

die ihre Erfahrungen in strukturierte Beratungspro-

zesse zur Weiterentwicklung von Stadtentwick-

lungsstrategien einbringen. Ziel ist es, voneinander 

zu lernen und gemeinsam praxisnahe Lösungen für 

strategische, organisatorische oder finanzielle Fra-

gestellungen zu entwickeln. 

Für die kommenden Peer-Review-Austausche sucht 

die EUI noch weitereTeilnehmer , die ihre Expertise 

in den Prozess einbringen möchten. Gesucht wer-

den Mitarbeitende aus Stadtverwaltungen mit Erfah-

rungen in Bereichen wie integrierte Stadtentwick-

lung, Governance, Beteiligung, Finanzierung oder 

Klimawandelanpassung. Die Teilnahme bietet die 

Möglichkeit, europäische Städte bei der Bewälti-

gung aktueller Herausforderungen zu unterstützen 

und zugleich neue Impulse für die eigene Arbeit zu 

gewinnen. Bewerbungen als Peer Reviewer sind 

hier fortlaufend möglich. (dv)  

 

EU City Lab zu bezahlbarem Wohnen in Europa 

Am 15. und 16. Oktober 2026 veranstalten die Eu-

ropäische Stadtinitiative (EUI) gemeinsam mit dem 

europäischen Förderprogramm URBACT in Brüssel 

das EU City Lab on Housing. Unter dem Titel 

„Scaling affordable housing solutions in Europe: 

from EU policy to local delivery“ steht die Frage im 

Mittelpunkt, wie Städte bezahlbaren Wohnraum 

wirksam planen, finanzieren und herstellen können. 

Die Veranstaltung greift aktuelle wohnungspoliti-

sche Initiativen der Europäischen Union auf und ver-

knüpft diese mit Praxisbeispielen aus europäischen 

Städten und dem Mitorganisator, der Stadt Brüssel. 

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/eu-preis-fur-barrierefreiheit-stadte-konnen-sich-bis-4-september-bewerben-2026-06-18_de
https://www.urban-initiative.eu/events/eui-focused-policy-lab-shrinking-cities
https://www.urban-initiative.eu/capacity-building/peer-reviews/call-spring2026
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Vorgestellt werden innovative Ansätze für sozialen 

und bezahlbaren Wohnungsbau sowie Möglichkei-

ten der Zusammenarbeit zwischen europäischer, 

nationaler und kommunaler Ebene. Das EU City Lab 

richtet sich an städtische Mitarbeitende, öffentlichen 

Einrichtungen und Wohnungsakteure aus ganz Eu-

ropa. Die Teilnahme ist kostenfrei, Reise- und Über-

nachtungskosten sind selbst zu tragen. Mehr Infos 

finden Sie hier (dv). 

 

 

https://www.urban-initiative.eu/events/scaling-affordable-housing-solutions-europe-eu-policy-local-delivery

